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bene Sicher heitsleistung erbracht werden soll, die gesamte 
vom Erwerber im Voraus zu leistende Summe abdecken 
muss und nicht nur einen Teil davon (Fischer, WM 2003, 
1). § 7 MaBV erfasst aber nur die Fallgestaltung, in der 
sich der Bauträger vom tatsächlichen Bau ablauf völlig los-
gelöste (Abschlags-)Zahlungen versprechen las sen will. Ent-
spricht hingegen – wie hier – der Ratenzahlungsplan den 
Maßgaben des § 3 Abs. 2 MaBV, so ist es den Vertragspar-
teien freigestellt, ob, in welcher Weise und in welchem Um-
fang sie darüber hinausgehende Sicherheiten verein-
baren.“

Der BGH geht u. E. zu Recht davon aus, dass eine Bürg-
schaft gem. § 7 MaBV nicht er forderlich ist und statt-
dessen eine „sonstige“ Sicherheit genügt. Der Grund für 
die Nichtanwendbarkeit des §  7 MaBV ist allerdings 
darin zu sehen, dass die Erschließung und die hier-
mit korrespondierenden öff entlich-rechtlichen Beiträge 
überhaupt nicht in den synallagmatischen Austausch 
der wechselseitigen Hauptleistungspfl ichten eines Bau-
trägervertrags einzubeziehen sind. Dies heißt, dass die 
Grundannahme, die Erschließungs kosten seien ein 
Teil des Ratenzahlungsplans gem. §  3 Abs.  2 S.  2 
Nr. 1 MaBV, bereits unzutreff end ist. Vor diesem Hin-
tergrund ist es wiederum richtig, dass der BGH ein Zu-
rückbehaltungsrecht des Erwerbers gem. §  320 BGB 
verneint. Der Erwerber kann die Erbringung von Ab-
schlagszahlungen nicht mit dem Argument ver weigern, 
das von ihm erworbene Grundstück sei noch nicht er-
schlossen und/oder ab gerechnet. 

Die Verpfl ichtung des Bauträgers, die Erschließungs-
kosten zu tragen, entspringt nicht den von ihm ver-
traglich übernommenen Leistungspfl ichten, sondern 
dem Charak ter der vom Erwerber geschuldeten Zah-
lungspfl icht. Nach dem Willen der Ver tragsbeteiligten 
soll es sich typischerweise um eine Festpreisabrede han-
deln. In dieser Festpreisabrede, also dem Charakter der 
vom Erwerber [sic!] geschuldeten Gegen leistung, liegt 
der rechtliche Grund für den Freistellungsanspruch des 
Erwerbers. 

b) Schlussfolgerung für die Anwendbarkeit des Ver-
jährungsrechts
Da die Verpfl ichtung des Bauträgers, den Erwerber 
von künf tigen Erschließungskosten freizustellen, nicht 
aus der Verpfl ichtung zur Verschaff ung des Eigen-
tums am veräußerten Grundstück folgt, sind u. E. die 
Bestimmungen der §§  196, 200 BGB unanwendbar. 
Bei der Freistellungspfl icht handelt sich vielmehr um 
eine vertragliche Nebenpfl icht, auf die die Regelver-
jährung gem. §§  195, 199 BGB an zuwenden ist. In 
diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass der Frei-
stellungsanspruch erst dann im verjährungsrechtlichen 

Sinne entsteht, wenn er erstmalig geltend gemacht und 
nötigen falls im Wege einer Klage durchgesetzt werden 
kann. Unter verjährungsrechtlichen Ge sichtspunkten ist 
somit ein Anspruch regelmäßig nicht schon mit seiner 
Begründung, sondern erst im Zeitpunkt seiner Fälligkeit 
als entstanden anzusehen, obgleich diese beiden Be griff e 
nicht gänzlich synonym sind (vgl. BGH  NJW 1971, 
979, 980; MünchKommBGB/Grothe, 8.  Aufl .  2018, 
§ 199 Rn. 5; Palandt/Ellenberger, BGB, 80. Aufl . 2021, 
§ 199 Rn. 3). 

Demzufolge beginnt die Verjährung im vorliegen-
den Fall nicht schon mit Abschluss des Bauträgerver-
trags, sondern erst mit der Inanspruchnahme des Er-
werbers durch die öff entliche Hand (vgl. § 199 Abs. 1 
Nr. 1 BGB). Dies würde im Übrigen auch dann gelten, 
wenn man entgegen der hier vertretenen Ansicht von 
einer zehnjährigen Verjährungsfrist gem. §  196  BGB 
ausginge. Denn auch §  200 S.  1 BGB setzt die Ent-
stehung des Anspruchs (im Sinne einer erstmaligen 
Durchsetzbarkeit) voraus (vgl. § 199 Abs. 1 Nr. 1 BGB 
versus § 200 S. 1 BGB).

3. Ergebnis
Die Verpfl ichtung eines Bauträgers, den Erwerber von 
künftig fällig werdenden Er schließungskosten freizu-
stellen bzw. entsprechende Zahlungen des Erwerbers 
zu erstatten, ist eine vertragliche Nebenpfl icht, die der 
Regelverjährung gem. §§ 195, 199 BGB unterliegt. Im 
vorliegenden Fall ist der Anspruch des Erwerbers noch 
nicht verjährt, da der Freistellungsanspruch erst dieses 
Jahr (2021) im verjährungsrechtlichen Sinne entstanden 
ist. 

MaßnG-GesR § 5 Abs. 2; BGB §§ 21, 59 
Analoge Anwendung des § 5 Abs. 2 MaßnG-
GesR auf die Gründung eines Vereins; Grün-
dung eines eingetragenen Vereins unter Abwe-
senden; Gründung mit Vollmacht 

I. Fragen
1. Ist § 5 Abs. 2 MaßnG-GesR auf die Gründungsver-
sammlung eines einzutragenden Vereins analog anzu-
wenden?

2. Ist eine Gründungsversammlung unter Abwesenden 
zulässig?

II. Zur Rechtslage
1. Analoge Anwendung des § 5 Abs. 2 MaßnG-GesR 
auf die Gründungsversammlung
Das Gesetz über Maßnahmen im Gesellschafts-, 
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Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungs-
eigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie (MaßnG-GesR, BGBl. I 
2020, S. 570) hat die Beschlussfassung auch im Verein 
erleichtert (vgl. DNotI-Report 2020, 61, 62). Abwei-
chend von §  32 Abs. 1 S. 1 BGB kann der Vorstand 
auch ohne statutarische Ermächtigung gem. § 5 Abs. 2 
Nr. 1 MaßnG-GesR den Vereinsmitgliedern die elek-
tronische Teil nahme an der Mitgliederversammlung 
gestatten und gem. § 5 Abs. 2 Nr. 2 MaßnG-GesR die 
schriftliche Stimmabgabe vor der Versammlung ermög-
lichen. §  5 Abs.  3 MaßnG-GesR erlaubt zudem ein 
gegenüber §  32 Abs.  2 BGB erleichtertes Umlaufver-
fahren zur versammlungs losen Beschlussfassung. Die 
Regelungen beziehen sich ihrem Wortlaut nach klar auf 
die Mit gliederversammlung und die darin wahrzuneh-
menden Rechte bzw. auf den Mitglieder beschluss (vgl. 
BT-Drucks. 19/18110, S. 30).

Eine analoge Anwendung dieser Vorschriften auf die 
Vereinsgründung kommt u. E. nicht in Betracht. Zum 
einen gibt es keinen Anhaltspunkt, dass der Gesetz-
geber die Gründung versehentlich ungeregelt gelassen 
hat (Merkmal „Planwidrigkeit der Regelungslücke“). 
Zum anderen dürfte es sich bei der Gründungs-
versammlung des werdenden Vereins und der Mit-
gliederversammlung des bestehenden Vereins nicht 
um vergleichbare Sachverhalte handeln. Nach wohl 
vorherr schender Ansicht ist der Gründungsakt (mit Sat-
zungsfeststellung) als Einigung unter den Gründern ein 
Vertrag unter den Gründern (Baumann/Sikora/Stiebitz, 
Hand- und Formularbuch zum Vereinsrecht, 2. Aufl . 
2017, § 4 Rn. 4; BeckOGK-BGB/Segna, Std.: 1.1.2021, 
§  21 Rn.  219.1; Reichert/Wagner, Vereins- und Ver-
bandsrecht, 14. Aufl . 2018, Kap. 2 Rn. 17; Staudinger/
Schwennicke, BGB, 2019, §  21 Rn.  86). Kein solcher 
Vertrag ist hingegen der in der Mitgliederversammlung 
gefasste Beschluss. Er setzt vielmehr einen solchen Ver-
trag und einen dadurch errichteten Verein voraus. So-
wohl das Organ „Mitgliederversammlung“ als auch die 
Entscheidungsform „Beschluss“ sind nur im Rahmen 
einer bestehenden korpo rativen Verfassung denkbar. 
Dies verdeutlichen auch die praktischen Schwierigkei-
ten einer analogen Anwendung: Initiator der modi-
fi zierten Ver sammlung oder versammlungslosen Ent-
scheidung ist der Vorstand des Vereins. Einen solchen 
gibt es aber erst durch die Grün dung des Vereins mit 
der Bestellung des ersten Vorstands. Den Initiator der 
Gründung – sofern ein solcher überhaupt klar auszuma-
chen ist  – bei analoger Anwendung an die Stelle des Vor-
stands zu setzen, wäre rechtlich keines wegs zwingend 
(daran ändert u.  E. nichts, dass in der Literatur von 
einer „Einberufung“ der Gründerversammlung durch 
den Initiator durchaus die Rede ist, vgl. dazu Knof, in: 

Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, Bd.  5, 
5. Aufl . 2021, § 15 Rn. 21).

2. Vereinsgründung unter Abwesenden nach allge-
meinen Grundsätzen
Näherliegend ist die Frage, ob der Gründungsakt be-
reits nach allgemeinen Grund sätzen einer (weitgehend) 
präsenzlosen Durchführung zugänglich ist. Wie oben 
ausgeführt, sind Mitgliederversammlung und Beschluss 
mit dem Gründungsakt nicht vergleichbar. Dies stimmt 
auch insoweit, als die regulären Formalitäten – angefan-
gen mit der Einberufung durch das Einberufungsorgan 
– nicht zu beachten sind (zumindest im Hin blick auf die 
Einberufung u. E. auch nicht beim etwaigen ersten Be-
schluss der Gründer über die Bestellung des ersten Vor-
stands). Abgesehen von § 59 BGB und einem impliziten 
Schriftformerfor dernis (vgl. Burhoff , Vereinsrecht, 
10.  Aufl . 2019, Rn.  26; bzgl. der Satzung Baumann/
Sikora/Stiebitz, § 4 Rn. 65) gibt es keine besonderen 
gesetzlichen Vorgaben für den Grün dungsakt. Das 
Gesetz eröff net daher einigen Spielraum, auch wenn 
dieser in der Praxis kaum genutzt und in der Literatur 
wenig erörtert wird (sogar eine ausdrückliche Grün-
dungsvereinbarung für entbehrlich haltend BeckOK-
BGB/Schöpfl in, Std.: 1.11.2020, § 21 Rn. 121; Soergel/
Hadding, BGB, 13. Aufl . 2000, Vor § 21 Rn. 63; gegen 
eine konkludente Vereinsgründung aber BeckOGK-
BGB/Segna, §  21 Rn.  219; Reichert/Wagner, Kap.  2 
Rn.  17). Mithin wäre es unter Wahrung der Schrift-
form durchaus möglich, den Verein (weitgehend) prä-
senzlos zu gründen. Die Gründer könnten etwa einen 
von ihnen rechtsgeschäftlich zur Gründung bevoll-
mächtigen (vgl. OLG Hamm BeckRS 2007, 10640, 
Rn. 13; Baumann/Sikora/Stiebitz, § 4 Rn. 8; Burhoff , 
Rn.  31). Dabei ist eine ausdrückliche Befreiung von 
den Beschränkungen des § 181 BGB zu empfehlen (vgl. 
Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. Aufl . 
2016, Rn.  25). Nicht aus geschlossen erscheint es zu-
dem, den Verein im „Umlaufverfahren“ zu gründen, 
also etwa durch ein Zirkular, auf dem alle Gründer ent-
sprechende (schriftliche) Erklärungen abgeben. Eine 
Versammlung im eigentlichen Sinne ist insofern für die 
Gründung u. E. überhaupt nicht erforderlich. 


